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Anhang

Auszüge aus den gesetzlichen Grundlagen der Arbeit der Beraterinnen 
und Berater für Suchtvorbeugung 

1. Gemeinsamer Runderlass vom 15.01.1973 

2. Betäubungsmittelgesetz (BtMG) 

3. Strafgesetzbuch (StGB) 

4. Strafprozessordnung (StPO) 

5. Grundgesetz (GG) 

6. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
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1 Bekämpfung des Suchtmittelmissbrauchs als öffentliches Anliegen 

Der Suchtmittelmissbrauch hat sich während der letzten Jahre in allen Altersgruppen 
und allen sozialen Schichten ausgebreitet. Er betrifft sog. illegale Drogen wie Ha-
schisch, LSD, Rohopium, Heroin und Kokain, Medikamente wie Schmerz-, Beruhi-
gungs-, Schlaf- und Aufputschmittel, die sowohl unter Missachtung der gesetzlichen 
Bestimmungen als auch auf gesetzlichem Wege erworben werden, sowie die gesell-
schaftlich tolerierte Droge Alkohol. Daneben hat der Tabakkonsum insbesondere bei 
Jugendlichen an Bedeutung gewonnen. 
Missbrauchsverhalten ist dabei nicht isoliert zu betrachten, sondern innerhalb der Ge-
samtsituation insbesondere junger Menschen und der unsere Gesellschaft kennzeich-
nenden Besonderheiten. Seine Ursachen sind sowohl in der entwicklungsbedingten Be-
reitschaft Jugendlicher zu nonkonformen Verhaltensweisen und konstituell bedingten 
spezifischen Persönlichkeitsstrukturen zu sehen als auch den besonderen Gegebenheiten 
der Umwelt zuzurechnen. 

Die Folgen des Suchtmittelmissbrauchs erstrecken sich auf alle Lebensbereiche. Sie 
können zu Ausgliederung aus Beruf und Gesellschaft sowie zu Gesundheitsschäden 
körperlicher und psychischer Art führen. 
Der Einsatz verschiedener öffentlicher und privater Stellen ist daher notwendig, um 
diese Folgen zu beseitigen oder zu verhindern. Nur ein miteinander abgestimmtes ge-
meinsames Vorgehen lässt eine Änderung der bestehenden Situation erwarten. 
Ziel dieses Erlasses ist es, das Zusammenwirken der verschiedenen Behörden und Stel-
len zu entwickeln und zu stärken. 

2 Rechtliche Verpflichtungen 

Die Bekämpfung des Suchtmittelmissbrauchs im örtlichen Bereich liegt in erster Linie 
bei den Gesundheitsämtern, den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe sowie den Trä-
gern der Sozialhilfe und den Schulen. Die beteiligten Behörden werden aufgrund fol-
gender rechtlicher Grundlagen tätig: 
Das Gesetz über die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens vom 03. 07. 1934 
(RGBl. I S. 531/RGS. NW. S. 3), geändert durch Art. 4 d. RBG '84 NW vom 
10.12.1984 (GV. NW. S. 806), Art. 3 RBG '87 NW vom 06. 10. 1987 (GV. NW. S. 
342):
Es verpflichtet die Gesundheitsämter zur Fürsorge für Suchtkranke. 
Das Gesetz über Hílfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten vom 02. 
12. 1969 (GV. NW. S. 872/SGV. NW. 2128), zuletzt geändert durch das MRVG vom 
18. 12. 1984 (GV. NW. S. 14): 
Es verpflichtet die Gesundheitsämter zur vorsorgenden und nachgehenden Hilfe bei 
Suchtkranken.
Das Bundessozialhilfegesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 20.01.1987 
(BGBI. S. 401): 
Es verpflichtet die Gesundheitsämter zur Beratung seelisch Behinderter. Dazu können 
auch die Suchtkranken gehören. Ferner regelt das Gesetz Hilfen durch örtliche bzw. 
überörtliche Träger der Sozialhilfe. 
Das Gesetz für Jugendwohlfahrt in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. 04. 
1977(BGBI. I S.633), zuletzt geändert am 25.07.1986 (BGBI. I S. 1142)1): 
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Es verpflichtet die Jugendämter und Landesjugendämter, Minderjährigen, die durch den 
Missbrauch oder durch den drohenden Missbrauch von Alkohol und illegalen Drogen in 
ihrer Entwicklung zur leiblichen, seelischen und gesellschaftlichen Tüchtigkeit gefähr-
det oder geschädigt sind, erzieherische Hilfen, insbesondere durch Beratung und Unter-
bringung, zu gewähren sowie Öffentlichkeitsarbeit zu leisten. 

Das Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit vom 25. 02. 1985 
(BGBI. I S. 425): 

Es verpflichtet die Jugendämter, in Zusammenarbeit mit anderen Behörden oder Stellen 
dafür zu sorgen, dass sich Kinder und Jugendliche nicht an Orten aufhalten, an denen 
sie gefährdet sind oder ihnen Verwahrlosung droht. 

Die Zulässigkeit von schulischen Ordnungsmaßnahmen richtet sich nach § 26a Schul-
verwaltungsgesetz (SchVG). 
Das Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfalen vom 24. 02. 1990 (SGV. NW. 205). 
Das Gesetz gibt der Polizei die Möglichkeit, Schlupfwinkel des Rauschgifthandels je-
derzeit zu betreten. 
Als weitere rechtliche Grundlage ist besonders anzuführen: 
Das Gesetz über den Verkehr mit Betäubungsmitteln (Betäubungsmittelgesetz) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. 07. 1981 (BGBI. I S. 681, 1187), zuletzt geän-
dert am 27. 01. 1987 (BGBI. I S. 475): 
Das Gesetz regelt den Verkehr mit Betäubungsmitteln. 

3 Vorbeugung 

Nach den bisherigen Erfahrungen lassen Hilfen für bereits Abhängige nur begrenzte 
Erfolge erwarten. Um so dringender sind vorbeugende Maßnahmen zur Beeinflussung 
der Haltung gegenüber Suchtmitteln geboten. Dazu gehören sowohl die Aufklärung und 
Information der Öffentlichkeit über Auswirkungen und Gefahren des Suchtmittelkon-
sums wie auch eine individuelle Beratung des Einzelnen. 

3.1 Aufklärung und Öffentlichkeitsarbeit 

Eine rechtzeitig einsetzende sachliche  Aufklärung und Beratung bedarf der Mitwirkung 
aller, insbesondere aber derer, die junge Menschen in ihrer Entwicklung entscheidend 
betreuen. Es ist daher eine   vorrangige Aufgabe der örtlichen Behörden (Gesundheits-
ämter, Jugendämter, Sozialämter), eine sachdienliche Öffentlichkeitsarbeit anzuregen 
und zu unterstützen. Sie sollen dabei mit anderen an der Bekämpfung des Suchtmittel-
missbrauchs beteiligten Behörden, Schulen, Hochschulen, freien Vereinigungen für 
Jugendhilfe, Jugend-, Familien- und Elternverbänden, Verbänden der freien Wohl-
fahrtspflege, der Ärzteschaft, den Kirchen und der Polizei zusammenarbeiten. Dafür   
bietet sich die Bildung von Arbeitskreisen auf örtlicher Ebene an; denn nur die Koordi-
nierung aller gegebenen Hilfemöglichkeiten lässt ein Höchstmaß an Effektivität erwar-
ten. Auch unterschiedliche örtliche Gegebenheiten in den verschiedenen Landesteilen 
können so am ehesten Berücksichtigung finden. 
Die Landesjugendämter fördern die Arbeit auf Ortsebene und unterrichten die Öffent-
lichkeit auf überörtlicher Ebene. 
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Die sachliche Aufklärung und Beratung muss neben den medizinischen auch den psy-
chologischen, pädagogischen und soziologischen Aspekten des Suchtmittelproblems 
gerecht werden. 
Die Mitarbeit an einer geeigneten Information für Lehrer und Schüler ist Teil des schul-
ärztlichen Dienstes und damit Pflichtaufgabe der Gesundheitsämter: Sie ist gemeinsam 
mit Schulträgern und Jugendämtern wahrzunehmen 
Aufklärende Broschüren unterschiedlicher Art sind den kreisfreien Städten und Kreisen 
zur Verteilung übersandt worden. Es ist jedoch zu bedenken, dass ohne ein begleitendes 
erläutemdes Gespräch ihr Wert als begrenzt angesehen werden muss. 

Eine enge Zusammenarbeit mit der örtlichen und überörtlichen Presse, u.U. auch 
Vertretern der übrigen Massenmedien, ist anzustreben. Sie kann durch schriftliche 
Informationen, besser aber durch regelmäßige Gespräche erfolgen. 
Nach der in der Vergangenheit angebotenen Schulung von Fachkräften, vor allem durch 
die Landschaftsverbände, das Landesinstitut für Schule und Weiterbildung und die Ärz-
tekammern kann erwartet werden, dass in allen kreisfreien Städten und Kreisen nun-
mehr geeignete Sachkenner zur Verfügung stehen. Die regionalen Untergliederungen 
der Ärztekammern sind darüber hinaus weiterhin zur Mitarbeit bereit. 

3.2 Beratung 

Gesundheits-, Jugend- und Sozialämter beraten im Rahmen ihrer gesetzlichen Ver-
pflichtungen Jugendliche und Erwachsene bei besonderen gesundheitlichen, sozialen 
und erzieherischen Schwierigkeiten. Auch die Erziehungsberatungsstellen und andere 
Dienste freier Träger stehen für diese Aufgabe zur Verfügung. 

Werden die Beratungsmöglichkeiten den Erfordernissen einer wirksamen Beratung aus 
organisatorischen, personellen oder psychologischen Gründen nicht gerecht, ist die Ein-
richtung einer besonderen Beratungsstelle angezeigt. Sie sollte keinen nach außen hin 
erkennbaren Behördencharakter haben und nach Möglichkeit an einem neutralen Ort in 
der Nähe des Stadtzentrums eingerichtet werden. Als Träger solcher Einrichtungen ha-
ben sich neben Behörden, Vereine bzw. freie Verbände bewährt. 
 Nach den bisherigen Erfahrungen sind in den kleineren Städten und Kreisen besondere 
Beratungsstellen nicht immer erforderlich. Es ist dann aber geboten, stattdessen mit den 
in den benachbarten größeren Städten vorhandenen Beratungsstellen eng zusammenzu-
arbeiten.
 Die Einrichtung mehrerer Beratungsstellen an einem Ort ist mit Ausnahme der  Groß-
städte zu vermeiden. 

Vertraulichkeit und Verschwiegenheit müssen im Interesse der Ratsuchenden gewähr-
leistet sein, soweit kein höherwertiges Rechtsgut bedroht ist. Mit der örtlichen Polizei-
behörde sollte eine Abstimmung dahingehend erreicht werden, dass bei notwendigen 
polizeilichen Maßnahmen das Vertrauensverhältnis zwischen Ratsuchenden und Bera-
tungsstelle so wenig wie möglich gestört wird. Andererseits darf die Beratungsstelle 
nicht Zufluchtsort vorwiegend krimineller Personen sein. 
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3.3 Schule 

Die Schule leistet im Rahmen ihrer Möglichkeiten nur einen Beitrag zur Bekämpfung 
des Missbrauchs von illegalen Drogen, Medikamenten, Alkohol sowie Nikotin. Es ge-
hört zu den Aufgaben der Schule, Schüler und Eltern über Ausmaß und Bedeutung des 
Suchtmittelproblems zu informieren. Der schulärztliche Dienst ist zu beteiligen. Für 
Veranstaltungen, die von Schulpflegschaft und Schule zur Information von Eltern und 
Lehrern gemeinsam geplant und durchgeführt werden, können Vertreter des schulärztli-
chen und schulpsychologischen Dienstes und der Landesstellen Jugendschutz als Refe-
renten gewonnen werden. 

Das Kultusministerium führt in Zusammenarbeit mit dem Landesinstitut für Schule und 
Weiterbildung Fortbildungsveranstaltungen für Lehrer aller Schulformen durch. Dar-
über hinaus sollten sich die Lehrer in Arbeitsgemeinschaften und Konferenzen über 
Suchtmittelprobleme informieren. Außerdem besteht die Möglichkeit, an Lehrgängen 
oder Informationsveranstaltungen überregionaler und lokaler Institutionen teilzuneh-
men. 

In den Fortbildungsveranstaltungen sind insbesondere die gesundheitlichen, psychologi-
schen, pädagogischen und sozialen Aspekte des Suchtmittelmissbrauchs zu behandeln. 
Auf gruppendynamische Verfahren sollte Bezug genommen werden, weil dadurch Hil-
fen zur Lösung von Konflikten bei Schülern vermittelt werden können. 

Die Behandlung der Themen ist nicht an ein bestimmtes Unterrichtsfach gebunden. Da 
insbesondere psycho-soziale Störungen zum Missbrauchsverhalten führen, muss der 
Schüler die Beziehungen und Wechselwirkungen zwischen dem Konsum eines Sucht-
mittels, der Persönlichkeitsentwicklung und den Umweltfaktoren (z. B. Konsumwelt) 
erkennen lernen. Der Sachverhalt soll wiederholt zur Sprache gebracht und möglichst 
mit audiovisuellen Hilfsmitteln erläutert werden. 

Es ist notwendig, dass sich an jeder Schule ein Lehrer besonders eingehend mit den 
Ursachen, Symptomen und Wirkungen des Suchtmittelkonsums befasst. Dieser Lehrer 
soll auch das Kollegium über die sich daraus ergebenden Probleme informieren und die 
Stufen-, Klassen- oder Fachkonferenzen sowie die Schulkonferenz je nach Notwendig-
keit beraten. Er unterstützt den Schulleiter bei der Zusammenarbeit mit den Eltern, 
nimmt Verbindung auf mit einer Suchtberatungsstelle, der Schulberatungsstelle oder der 
Erziehungsberatungsstelle und wirkt bei der Wiedereingliederung (Rehabilitation) von 
Schülern mit. 

Jeder Schüler muss wissen, dass er sich jederzeit an einen Lehrer seines Vertrauens 
wenden kann, um sich von ihm über die Gefahren des Suchtmittelkonsums beraten zu 
lassen. Der Gesprächsinhalt ist vertraulich zu behandeln. 

Selbsthilfegruppen, die gefährdete Schüler betreuen, und freiwillige Arbeitsgemein-
schaften, die Probleme des Suchtmittelmissbrauchs behandeln, sollten von der Schüler-
vertretung initiiert und auf Wunsch der Schüler von Lehrern, Sozialarbeitern und Mitar-
beitern der Suchtberatungsstellen und der Schulberatungsstellen unterstützt werden. 

Die Eltern sollen im Rahmen der Klassen und Schulpflegschaftssitzungen über Ursa-
chen und Wirkungen des Konsums von Suchtmitteln aufgeklärt werden. Vorhandenes 
Informationsmaterial ist den Eltern zugänglich zu machen. Daneben haben die Schulen 



 Allgemeine Rechtsfragen 

193

dafür Sorge zu tragen, dass den Eltern in besonderen Fällen der Kontakt zu einer örtli-
chen Beratungsstelle ermöglicht wird. 

Die Schule kann in Verbindung mit dem Gesundheitsamt und dem Jugendamt Informa-
tionsveranstaltungen für Lehrer und Eltern durchführen. 

3.4 Hochschule 

Die Studenten sind überwiegend bereits Erwachsene, die ihr Leben eigenverantwortlich 
gestalten. Auch für sie ist die Gefahr, mit illegalen Drogen in Berührung zu kommen, 
groß. Dies gilt besonders für die Studienanfänger, die mit der Aufnahme des Studiums 
zunächst in vollkommen neue Umweltbeziehungen treten. 
Gemäß § 47 Abs. 1 des Hochschulgesetzes (HSchG) vom 07. 04. 1970 (GV. NW. S. 
254/SGV. NW. 223) gehören Maßnahmen zur sozialen Förderung der Studenten zu den 
Aufgaben der Hochschule. Nach § 47 Abs. 3 HSchG kann die Hochschule die Durch-
führung solcher Aufgaben besonderen Einrichtungen, insbesondere einem Studenten-
werk, übertragen; sie ist damit jedoch nicht aus ihrer Verantwortung gegenüber den 
Studenten entlassen. Zu den Aufgaben der sozialen Förderung gehören auch die Infor-
mation und Aufklärung über die Gefahren des Konsums illegaler Drogen und die Bera-
tung entsprechend gefährdeter Studenten. 

Die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen und die von ihnen mit Aufgaben der 
sozialen Förderung betrauten Stellen sollen in eigener Verantwortung regelmäßig In-
formationsveranstaltungen an den Hochschulen anbieten; die Hochschulen können diese 
Aufgabe auch dadurch erfüllen, dass sie die Studenten an die am Ort befindlichen Bera-
tungsstellen verweisen. 

Die Zusammenarbeit dient ferner der Beschaffung und Offenlegung von Informations-
schriften in den Mensen und Wohnheimen, der Durchführung geeigneter Plakataktionen 
und schließlich der Vermittlung einer individuellen Beratung der Hilfesuchenden. 

Soweit die erforderlichen Haushaltsmittel zur Verfügung stehen, können die Hochschu-
len oder die von ihnen mit Aufgaben der sozialen Förderung betrauten Einrichtungen 
bei dringendem Bedarf eigene Beratungsstellen errichten. Hierbei sind die Erfahrungen 
der bereits bestehenden Informations- und Beratungsstellen zu nutzen. 

3.4.1 Berücksichtigung der Suchtmittelproblematik in der wissenschaftlichen Ausbil-
dung

Den Hochschulen obliegt die Ausbildung für zahlreiche in besonderem Maße gesell-
schaftsbezogene Berufe, z. B. Lehrer, Sozialarbeiter, Mediziner, Apotheker, Lebensmit-
telchemiker, Juristen, Theologen, Soziologen. Es wird erwartet, dass sie die Gefahren 
des Suchtmittelmissbrauchs und seine Bekämpfung in das Studium einbeziehen. Die 
Fachbereiche und Fakultäten haben, soweit nicht bereits geschehen, dafür Sorgen zu 
tragen, dass die mit dem Suchtmittelmissbrauch zusammenhängenden Probleme in den 
Lehrveranstaltungen (Vorlesungen, Übungen, Seminaren) der entsprechenden Studien-
gänge angemessen behandelt werden. Von den Fachbereichen im Sektor Lehrerausbil-
dung sind Unterrichtsmodelle zu entwickeln und auf ihre Wirksamkeit hin zu überprü-
fen.
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3.5 Polizei 

Für die Polizei ist vor allem die Zusammenarbeit mit den Massenmedien die Basis einer 
wirksamen Öffentlichkeitsarbeit. Für die Öffentlichkeit bestimmte Informationen müs-
sen sachlich und vollständig sein, soweit nicht besondere Umstände Zurückhaltung ge-
bieten. Verteilung von Broschüren und Druckschriften, regelmäßige Bekanntgabe von 
Statistiken sowie die Beteiligung von Fachleuten der Kriminalpolizei an Vorträgen und 
Podiumsgesprächen sind Beispiele für den Beitrag der Polizei zur Information der Öf-
fentlichkeit. 

Der Austausch von Informationen zwischen den Justiz- und Polizeibehörden und dem 
Landes- und Bundeskriminalamt sowie den Zoll- und Grenzkontrolldienststellen ist 
auszuweiten, um dem Rauschgifthandel und -schmuggel noch wirksamer begegnen zu 
können.

Die internationale Zusammenarbeit über Interpol und die Rauschgift-Kommission des 
Wirtschafts- und Sozialrates der Vereinten Nationen sowie die Initiativen der EG-
Länder sind zu unterstützen, um die Ausbreitung der gefährlichen Drogen soweit wie 
möglich einzudämmen. 

3.6 Landeszuwendungen 

Das Land gewährt Zuschüsse zu den Personalkosten der Sucht- und Drogenberatungs-
stellen.

4 Ambulante Behandlung 

Im Hinblick auf die große Zahl der zu Betreuenden und der z. Z. nur begrenzten Mög-
lichkeiten stationärer Behandlung von Suchtkranken sollte - zum mindestens über-
gangsweise - die ambulante Betreuung dieser Patienten intensiviert werden. Insbesonde-
re in den Anfangsstadien der Suchtmittelabhängigkeit kann in der Regel auf stationäre 
Behandlung verzichtet werden. Intensive psychologische und ärztliche sowie insbeson-
dere sozialpädagogische Maßnahmen im Rahmen der allgemeinen Erziehungshilfe sind 
indiziert, um das Endstadium der Sucht zu vermeiden . 
Als ambulante Behandlungsstellen bieten sich die unter 3.2 genannten Beratungsstellen 
an, die für diesen Zweck die notwendigen therapeutischen Hilfen geben können. Die 
erforderliche ärztliche Behandlung kann in Verbindung mit einer psychiatrischen Klinik 
bzw. einem Krankenhaus oder einem dafür qualifizierten niedergelassenen Arzt erfol-
gen.

5 Stationäre Behandlung 

Die stationäre Behandlung umfasst institutionelle Hilfen mit dem Schwerpunkt ärztli-
cher Behandlung. Inhaltlich sind sie mit psychologisch-pädagogischer Behandlung und 
anderen Rehabilitationsmaßnahmen von Anfang an eng verknüpft. 
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5.1 Klinische Entgiftung 

Voraussetzung für die Rehabilitation Suchtkranker, insbesondere bei Konsum von 
Opiaten, zentralen Sedativa und Alkohol, ist die vorhergehende klinische Entgiftung. 
Da in psychiatrischen Landeskrankenhäusern Betten für diesen Zweck nicht in 
ausreichender Zahl vorhanden sind, sind auch in allgemeinen Krankenhäusern 
besondere Möglichkeiten für die Entgiftungsbehandlung einzurichten. Nicht selten wird 
durch ein solches Angebot die Bereitschaft, sich behandeln zu lassen, erheblich 
erleichtert. Sekundäre körperliche    Erkrankungen, insbesondere Hepatitis infectiosa 
und andere Infektionen sowie    chronische Leberschäden, erfordern im übrigen häufig 
internistische Behandlung. 

Alle Ärzte, insbesondere auch Krankenhausärzte, sollten immer wieder darauf hinge-
wiesen werden, dass sich hinter verschiedenartigen Beschwerden eines Patienten eine 
bisher nicht bekannte Abhängigkeitserkrankung verbergen kann. Zu achten ist insbe-
sondere auf typische Injektionsnarben. Die kreisfreien Städte und Kreise sollten darauf 
hinwirken, dass möglichst viele allgemeine Krankenhäuser sich dieser Aufgabe anneh-
men. Besonders geeignet erscheinen Betten in Isolierpflegegruppen bzw. in Abteilun-
gen, die ursprünglich für die Behandlung tuberkulöser Patienten vorgesehen waren und 
z. Z. weniger in Anspruch genommen werden. 

Ein unkontrollierter Zugang zu Suchtmitteln, sei es durch andere Patienten oder durch 
Besucher, ist bei dieser Lösung am ehesten zu vermeiden. 

Krankenhausträgern und Ärzten sollte dieses Anliegen durch die Gesundheitsämter und 
ärztlichen Standesorganisationen nähergebracht werden. 

5.2 Entwöhnungsbehandlung 

Ohne die freiwillige Bereitschaft zur Entwöhnungsbehandlung kann die Wiedereinglie-
derung des Suchtkranken in die Gesellschaft nicht erwartet werden. Die wirksamste 
Hilfe besteht daher darin, den Suchtkranken davon zu überzeugen, dass er der Hilfe 
bedarf und dass er sich von Fachkundigen helfen lassen muss. 

Die Landeskrankenhäuser sehen nach Möglichkeit besondere Abteilungen für diesen 
Zweck vor. 

Psychiatrische Abteilungen in allgemeinen Krankenhäusern können diese Aufgabe e-
benfalls übernehmen. 

Für prognostisch ungünstige, therapieunwillige Suchtkranke sollten im Rahmen der 
rechtlichen Möglichkeiten nach § 11 des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen 
bei psychischen Krankheiten neben anderen Behandlungsmodellen geschlossene Abtei-
lungen vorgesehen werden, um eine Gefährdung Dritter soweit wie möglich auszu-
schließen und damit alle Möglichkeiten einer langfristigen Therapie auszuschöpfen. 
Dabei sollte durch eine entsprechende Führung der Patienten versucht werden, soweit 
wie möglich Einsicht in die Notwendigkeit der Behandlung und ihrer Modalitäten zu 
wecken. Erst nach Änderung der prognostischen Bedingungen ist der Übergang in eine 
andere Abteilung angezeigt. 
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5.3 Finanzierung der Behandlungskosten 

Erhält der Suchtkranke keine Leistungen von einer Krankenkasse, so kann Sozialhilfe in 
Betracht kommen. Sie kann je nach den Besonderheiten des Einzelfalles Krankenhilfe 
oder Eingliederungshilfe für Behinderte sein. Die Hilfe ist beim Sozialamt zu beantra-
gen.

6. Rehabilitation  

Entwöhnungsbehandlung und Rehabilitation müssen lückenlos ineinander übergehen. 
Die Kontinuität der Betreuung darf nicht unterbrochen werden. 
Ziel der Rehabilitation ist die berufliche und soziale Wiedereingliederung in die Gesell-
schaft. Für Jugendliche kann sie in der Regel nur gewährleistet werden durch Wieder-
aufnahme der unterbrochenen Ausbildung in der Schule oder am Arbeitsplatz. 

Primärziel ist der Abbau der sozialen, psychischen und ökonomischen Probleme, Lang-
ziel  die soziale Verantwortlichkeit, verbunden mit Arbeitsfähigkeit und Arbeitswillig-
keit. Neben den noch in der Entwicklung befindlichen spezifischen Hilfen kommen für 
die klinisch entgifteten  Jugendlichen alle sonstigen Angebote der Jugendhilfe in Frage, 
da die Ursache ihres Versagens in der Regel keine anderen sind als bei anderen hilfsbe-
dürftigen Jugendlichen. 

Aktivitäten, die nur eine Änderung des Gesellschaftssystems zum Ziele haben, können 
nicht der Inhalt von Rehabilitationsmaßnahmen sein. 

6.1 Maßnahmen 

Die notwendige Übergangsbehandlung kann in Heimen, Wohngemeinschaften, der ei-
genen Familie oder einer Gastfamilie erfolgen. Sie sollte möglichst gemeindenah sein 
und die Verbindung zu Schule und Arbeitsplätzen ermöglichen. Die Außenfürsorge der 
kommunalen Verwaltung wird schon in der Einrichtung ständigen Kontakt mit dem 
Rehabilitanden pflegen müssen. Bei ihrer Arbeit hat sie die sozialen Bedingungen und 
Gegebenheiten sowohl des Suchtkranken als auch seiner Bezugspersonen zu beobach-
ten. Individuelle Hilfe ist nur sinnvoll, wenn das engere und weitere Umfeld des Sucht-
kranken in den Hilfeprozess mit einbezogen wird. Als Träger von Rehabilitationsein-
richtungen sind Gemeinden und Gemeindeverbände sowie die freien Wohlfahrtsverbän-
de geeignet. Um aufwendige und zeitraubende Neubau- und Umbauprogramme zu ver-
meiden, können für die Rehabilitation vorhandene Gebäude, z.B. leerstehende Schulen 
und Krankenhäuser sowie Wohngebäude, genutzt werden. 

Für Minderjährige, die stationär behandelt wurden und nicht in ihr Elternhaus zurück-
kehren können, kommt die Unterbringung in besonderen Heimen nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 
und 7 JWG in Betracht. Die freien Träger der Jugendhilfe sollten angeregt werden, der-
artige Heime mit geeignetem Fachpersonal einzurichten. 

Soweit das Platzangebot dieser Träger nicht ausreicht, sind die Jugendämter verpflich-
tet, die erforderlichen Einrichtungen  selbst bereitzustellen (§ 5 Abs. 3 JWG).  Für die 
Einrichtungen gelten die §§ 78, 79  JWG über die Heimaufsicht und den  Schutz von 
Minderjährigen unter 16 Jahren in Heimen. Die Jugendlichen in diesen Heimen sollen 
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an der pädagogischen Arbeit mitwirken. Sie sollen Kontakt mit der Umwelt erhalten; 
dabei kann die Mitarbeit der örtlichen Jugendverbände von wesentlicher Bedeutung 
sein.

Auch die unter 3.2 genannten Beratungsstellen können sich an der nachsorgenden 
Betreuung beteiligen. 

Die Wiederaufnahme von Schülern, die den Schulbesuch wegen Konsums illegaler 
Drogen oder wegen Handels mit illegalen Drogen unterbrochen haben, ist als wesentli-
cher Beitrag zur Rehabilitation anzusehen. 

6.2 Grundsätze für Rehabilitationseinrichtungen 

An Rehabilitationseinrichtungen einschließlich der Wohngemeinschaften sind folgende 
Anforderungen zu stellen: 

- Fachliche Qualifikation der Mitarbeiter in der Wohngemeinschaft: wie z. B. Päda-
goge, Sozialarbeiter, Arzt, Psychologe, Beschäftigungstherapeut; 

- Gewährleistung absoluter Drogenabstinenz in der Gemeinschaft einschließlich Al-
kohol;

- freiwillige Leistungen des Jugendlichen: Erklärte Bereitwilligkeit, Drogenfreiheit 
einzuhalten, Vermeidung jeden Kontaktes mit Drogenkreisen; 

- Verpflichtung zur Teilnahme an der Therapie; Sensitives Training, therapeutisches 
Spiel, autogenes Training, Beschäftigungs- und Arbeitstherapie,  transzendentale 
Meditation, regelmäßiges Einhalten des Tagesprogramms. 

6.3 Finanzierung 

6.3.1 Rehabilitationskosten 

Werden die Kosten von keinem anderen Leistungsträger getragen, so kann Sozialhilfe in 
Betracht kommen. Sie kann je nach den Besonderheiten des Einzelfalles Eingliede-
rungshilfe für Behinderte oder Hilfe für Gefährdete sein. Die Hilfe ist beim Sozialamt 
zu beantragen. 

Die Übernahme der Kosten für die Rehabilitation in Einrichtungen der Jugendhilfe    
(Hilfen zur Erziehung für einzelne Minderjährige) erfolgt nach §§ 80 ff. JWG. 

Für Einrichtungen, die Drogenkonsum tolerieren und Resozialisierung ablehnen, wer-
den öffentliche Gelder nicht bereitgestellt. 

6.3.2 Baufinanzierung 

Rehabilitationseinrichtungen können mit Landesmitteln gefördert werden. Über die    
Voraussetzungen, den Inhalt und den Umfang der Bauförderung beraten die Land-
schaftsverbände (Landesjugendamt, überörtlicher Träger der Sozialhilfe). Dort ist auch 
der Antrag auf Landesförderung zu stellen. 
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7. Schutzmaßnahmen 

7.1 Schule 

Reichen Einzelberatung oder Gruppenarbeit nicht aus, um an einer Schule den illegalen 
Drogenmissbrauch zu verhindern oder zu unterbinden, hat der Lehrer unverzüglich den 
Schulleiter zu unterrichten. Sodann ist zu entscheiden, ob Maßnahmen, die zum Schul-
ausschluss führen, getroffen werden müssen. 

Der Schularzt bzw. die örtliche Drogenberatungsstelle sollte um Mitwirkung gebeten 
werden. In jedem Falle ist sicherzustellen, dass zugleich mit dem Ausschluss therapeuti-
sche Maßnahmen eingeleitet werden und dem Schüler die Möglichkeit offen bleibt, zu 
einem späteren Zeitpunkt seine Ausbildung ggf. fortzusetzen. 

Werden darüber hinaus einem Lehrer Vorgänge bekannt, die zu einer erheblichen Ge-
fährdung anderer Schüler führen oder durch die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
erheblich bedroht werden (z. B. Verführung von Mitschülern zum Konsum illegaler 
Drogen, umfangreicher oder wiederholter Handel mit illegalen Drogen an der Schule, 
Fälle der Beschaffungskriminalität), ist er ebenso verpflichtet, den Schulleiter unverzüg-
lich zu unterrichten. 

Der Schulleiter entscheidet mit der Klassenkonferenz und dem mit Suchtmittelfragen 
besonders vertrauten Lehrer (3.3) darüber, ob die Kriminalpolizei zu benachrichtigen 
ist.

Die Rundverfügung d. Justizministers v. 21.9.1971 (n.v.)- 4630 - III A 7 - regelt, wann 
der Staatsanwalt den Schulen Zuwiderhandlungen von Schülern gegen das Betäu-
bungsmittelgesetz mitteilen soll. Danach sind zur Mitteilung an die Schule alle schwer-
wiegenden Vergehen von strafmündigen Schülern gegen das Betäubungsmittelgesetz 
geeignet, insbesondere der Handel mit Rauschgiften, aber auch sonstige Zuwiderhand-
lungen von Schülern gegen dieses Gesetz, wenn die Tat Auswirkungen auf den Schul-
bereich hat oder die Gefahr solcher Auswirkungen besteht (z. B. Abgabe oder Erwerb 
von Rauschgiften innerhalb des Schulgeländes, Abgabe an oder gemeinsamer Erwerb 
durch mehrere Angehörige einer Schulklasse oder einer Gruppe von Schülern auch au-
ßerhalb des Schulgeländes). Begeht ein strafmündiger Schüler eine nach dem Betäu-
bungsmittelgesetz strafbare Handlung, so teilt der Staatsanwalt den Sachverhalt dem 
Vormundschaftsgericht und der Jugendgerichtshilfe  mit, die, falls es ihnen notwendig 
erscheint, die Schule unverzüglich unterrichten werden. 

Die Frage, ob Ordnungsmaßnahmen anzuwenden sind, richtet sich nach § 26a SchVG. 

7.2. Jugendschutz 

Nach § 1 des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit vom 25. 02. 1985 
(BGBI. I S. 425) sind Kinder und Jugendliche bis zu 18 Jahren, die sich an Orten auf-
halten, an denen ihnen eine sittliche Gefahr oder Verwahrlosung droht, dem Jugendamt 
zu melden. Zu den Kindern und Jugendlichen gefährdenden Orten gehören auch solche, 
an denen sich erfahrungsgemäß drogenabhängige oder mit illegalen Drogen handelnde 
Personen aufhalten. Kinder und Jugendliche sind zum Verlassen dieser Orte anzuhalten, 
wenn nötig dem Erziehungsberechtigten zuzuführen oder, wenn dieser nicht erreichbar 
ist, in die Obhut des Jugendamtes zu bringen. 
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7.3 Polizei und Justizbereich 

Im Rahmen der Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität sind der illegale Drogenhandel 
und -schmuggel sowie die Beschaffungs- und Folgekriminalität mit schwerem kriminel-
len Gehalt von den Strafverfolgungsbehörden vorrangig zu bekämpfen. Kleinstkonsu-
menten bedürfen der Hilfe und Fürsorge. Dieser Gedanke liegt auch der Vorschrift des § 
29 Abs. 5 des Betäubungsmittelgesetzes vom 28. 07. 1981 zugrunde, nach der das Ge-
richt von einer Bestrafung absehen kann, wenn der Täter die Betäubungsmittel lediglich 
zum Eigenverbrauch in geringen Mengen besitzt oder erwirbt. Der häufig zu beobach-
tenden Solidarisierung von Opfern mit skrupellosen Geschäftemachern kann dadurch 
entgegengewirkt werden. Hinweise auf Händler sind möglichst vertraulich zu behan-
deln. Die Polizei hat die für die Lagerung von Betäubungsmitteln Verantwortlichen 
durch die bei den Kriminalhauptstellen eingerichteten Beratungsstellen zum Schutz ge-
gen Raub und Einbruch über Notwendigkeit und Verfahren geeigneter Sicherheitsvor-
kehrungen zu unterrichten. 

Verfahren wegen Zuwiderhandlungen gegen das Betäubungsmittelgesetz werden bei 
den Staatsanwaltschaften von Sonderdezernenten bearbeitet. In bedeutsamen und in 
rechtlich oder tatsächlich schwierigen Fällen unterrichten die Polizeibehörden bei Auf-
nahme der polizeilichen Ermittlungen unverzüglich den zuständigen Sonderdezernen-
ten. Auch für andere Stellen, die mit der Bekämpfung des Konsums illegaler Drogen 
befasst sind, kann es sich empfehlen, mit den zuständigen Sonderdezernenten der 
Staatsanwaltschaft Verbindung aufzunehmen. 

7.4 Überwachung des Betäubungsmittelmissbrauchs 

7.4.1 Nach der Betäubungsmittel-Verschreibungsverordnung vom 16. 12. 1981  (BGBI. 
I S. 1427)1) dürfen Betäubungsmittel nur auf einem amtlich vorgeschriebenen 
Formblatt verordnet und in Apotheken abgegeben werden. Suchtkranke Personen 
versuchen daher, durch Einbruch in Arztpraxen, -wohnungen oder Pkw's in den 
Besitz der amtlichen Formblätter zu gelangen, mit deren Hilfe sie auf gefälschten 
Rezepten Betäubungsmittel unrechtmäßig beziehen. 

7.4.2 Um dem Betäubungsmittelmissbrauch im Rahmen des Möglichen entgegenwirken 
zu können, ist eine schnelle Unterrichtung aller beteiligten Stellen erforderlich. 
Die Ärzte- und Zahnärztekammern sind daher gebeten worden, ihren Kammeran-
gehörigen mitzuteilen, den Diebstahl oder Verlust von amtlichen Formblättern 
dem für den Sitz des Arztes zuständigen Gesundheitsamt unverzüglich fernmünd-
lich zu melden . 

Bei der Weitergabe der Meldungen sollte zweckmäßigerweise wie folgt verfahren wer-
den:

7.4.2.1 Das Gesundheitsamt unterrichtet unverzüglich fernschriftlich den Regierungs-
präsidenten und zugleich den Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

 a) über den Verlust von Betäubungsmittelverschreibungsformularen mit Angabe 
der Rezeptnummern, 

 b) über die Feststellung von Fälschungen der Betäubungsmittelverschreibungs-
formulare. 
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Das Gesundheitsamt unterrichtet ferner unverzüglich die zuständige Strafverfolgungs-
behörde, sofern nicht nach der ihm zugegangenen Mitteilung davon ausgegangen wer-
den muss, dass ohnehin wegen des Verdachts strafbarer Handlungen ermittelt wird. 

1) Die Verordnung ist geändert durch die Zweite Betäubungsmittelrechts-Änderungsverordnung  23. 07. 
1986 (BGBI. I S. 1099).

7.4.3 Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales unterrichtet unverzüglich fern-
schriftlich das Bundesgesundheitsamt - Bundesopiumstelle - in Berlin. Dort wer-
den alle abhanden gekommenen amtlichen Formblätter zur Verschreibung von 
Betäubungsmitteln durch die Bundesopiumstelle zentral erfasst und den Redakti-
onen der wöchentlich erscheinenden Ausgaben der pharmazeutischen Fachzeit-
schriften zur Veröffentlichung mitgeteilt. Damit ist eine schnelle Information aller 
Apotheken - nicht nur in NW - sichergestellt. 

7.4.4 Soweit die Kriminalpolizei Kenntnis von Einbrüchen in bzw. Diebstählen aus 
Arztpraxen, Apotheken, pharmazeutischen Großhandlungen usw. oder von dem 
Diebstahl von Betäubungsmittelverschreibungsformularen erhält, informiert sie 
das örtlich zuständige Gesundheitsamt unter Angabe der entwendeten Arznei- und 
Betäubungsmittel nach Art und Menge bzw. Nr. der amtlichen Formblätter. Das 
Gesundheitsamt gibt die Meldung fernschriftlich an den Regierungspräsidenten 
und den Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales weiter. 

8 Forschung 

Als Stätten der Forschung sind die wissenschaftlichen Hochschulen besonders geeignet, 
an der Erforschung und Lösung der Suchtmittelproblematik mitzuwirken. Entsprechen-
de Forschungsvorhaben in den Bereichen Medizin, Pharmazie, Rechtswissenschaften 
und Soziologie sollten mit Vorrang betrieben werden. Ihre Ergebnisse sind allen Hoch-
schulen beschleunigt zu übermitteln und, soweit geeignet, einer breiten Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen. 
Die Hochschulen können gemäß § 4 Abs.2 des Graduiertenförderungsgesetzes vom 22. 
01. 1976 (BGBI. I S. 208), zuletzt geändert am 28. 03. 1978 (BGBI. I S. 445) Bewerber 
um ein Stipendium nach diesem Gesetz, die an einem auf die Forschungsplanung der 
Hochschule oder eines Fachbereichs abgestimmten wissenschaftlichen Vorhaben arbei-
ten wollen, das sich dem Drogenproblem widmet, vorrangig fördern. Eine bevorzugte 
und verstärkte Förderung soll auch den wissenschaftlichen Publikationen auf diesem 
Gebiet sowohl aus dem Hochschulbereich als auch aus dem Forschungsbereich außer-
halb der Hochschulen zuteil werden. 

1) Das Gesetz ist gemäß Artikel 29 des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 vom 22.12.1983 (BGBI.  S. 1532) 
aufgehoben; ausgenommen sind die Bestimmungen über die Rückzahlung von Darlehen. 
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Auszug aus dem Gesetz über den Verkehr mit Betäubungsmitteln (Betäubungsmit-
telgesetz - BtMG) 

Erster Abschnitt

Begriffsbestimmungen 

§ 1 Betäubungsmittel 

(1) Betäubungsmittel im Sinne dieses Gesetzes sind die in den Anlagen I bis III aufge-
führten Stoffe und Zubereitungen. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung von Sachverständigen durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Anlagen I bis III zu ändern 
oder zu ergänzen, wenn dies 

1. nach wissenschaftlicher Erkenntnis wegen der Wirkungsweise eines Stoffes, vor 
allem im Hinblick auf das Hervorrufen einer Abhängigkeit, 

2. wegen der Möglichkeit, aus einem Stoff oder unter Verwendung eines Stoffes Be-
täubungsmittel herstellen zu können, oder 

3. zur Sicherheit oder zur Kontrolle des Verkehrs mit Betäubungsmitteln oder anderen 
Stoffen oder Zubereitungen wegen des Ausmaßes der missbräuchlichen Verwen-
dung und wegen der unmittelbaren oder mittelbaren Gefährdung der Gesundheit er-
forderlich ist. In der Rechtsverordnung nach Satz 1 können einzelne Stoffe oder 
Zubereitungen ganz oder teilweise von der Anwendung dieses Gesetzes oder einer 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung ausgenommen werden, 
soweit die Sicherheit und die Kontrolle des Betäubungsmittelverkehrs gewährleistet 
bleiben.

(3) Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit (Bundesminister) wird er-
mächtigt durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die Anlagen I bis 
III oder die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen zu ändern, so-
weit das auf Grund von Änderungen der Anhänge zu dem Einheits-Übereinkommen 
von 1961 über Suchtstoffe in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Februar 1977 
(BGBI. 11 S. 111) und dem Übereinkommen von 1971 über psychotrope Stoffe (BGBI. 
1976 11 S. 1577) (Internationale Suchtstoffübereinkommen) in ihrer jeweils für die 
Bundesrepublik Deutschland verbindlichen Fassung erforderlich ist. 

§ 2 Sonstige Begriffe 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. Stoff: 
 eine Pflanze, ein Pflanzenteil oder ein Pflanzenbestandteil in bearbeitetem oder 

unbearbeitetem Zustand sowie eine chemische Verbindung und deren Ester, Ether, 
Isomere, Molekülverbindungen und Salze - roh oder gereinigt - sowie deren natür-
lich vorkommende Gemische und Lösungen; 
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2. Zubereitung: 
 ohne Rücksicht auf ihren Aggregatzustand ein Stoffgemisch oder die Lösung eines 

oder mehrerer Stoffe außer den natürlich vorkommenden Gemischen und Lösun-
gen;

3. ausgenommene Zubereitung: 
 eine in den Anlagen I bis III bezeichnete Zubereitung. die von den betäubungsmit-

telrechtlichen Vorschriften ganz oder teilweise ausgenommen ist; 

4. Herstellen: 
 das Gewinnen, Anfertigen. Zubereiten, Be- oder Verarbeiten, Reinigen und Um-

wandeln.

(2) Der Einfuhr oder Ausfuhr eines Betäubungsmittels steht jedes sonstige Verbringen 
in den oder aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes gleich. 

Zweiter Abschnitt 

Erlaubnis und Erlaubnisverfahren 

§ 3 Erlaubnis zum Verkehr mit Betäubungsmitteln 

(1) Einer Erlaubnis des Bundesgesundheitsamtes bedarf, wer 

1. Betäubungsmittel anbauen. herstellen, mit ihnen Handel treiben, sie, ohne mit ihnen 
Handel zu treiben, einführen, ausführen, abgeben, veräußern, sonst in den Verkehr 
bringen, erwerben oder 

2. ausgenommene Zubereitungen (§ 2 Abs. 1 Nr. 3) herstellen will. 

(2) Eine Erlaubnis für die in Anlage I bezeichneten Betäubungsmittel kann das Bundes-
gesundheitsamt nur ausnahmsweise zu wissenschaftlichen oder anderen im öffentlichen 
Interesse liegenden Zwecken erteilen. 

§ 4 Ausnahmen von der Erlaubnispflicht 

(1) Einer Erlaubnis nach § 3 Abs. 1 bedarf nicht, wer 

1. im Rahmen des Betriebs einer öffentlichen Apotheke oder einer Krankenhausapo-
theke (Apotheke) 

 a) in Anlage II oder III bezeichnete Betäubungsmittel oder dort ausgenommene 
Zubereitungen herstellt, 

 b) in Anlage II oder III bezeichnete Betäubungsmittel erwirbt, 
 c) in Anlage III bezeichnete Betäubungsmittel auf Grund ärztlicher, zahnärztlicher 

oder tierärztlicher Verschreibung abgibt oder 
 d) in Anlage II oder I1I bezeichnete Betäubungsmittel an Inhaber einer Erlaubnis 

zum Erwerb dieser Betäubungsmittel zurückgibt oder an den Nachfolger im Be-
trieb der Apotheke abgibt, 

2. im Rahmen des Betriebs einer tierärztlichen Hausapotheke 
 a) in Anlage II oder III bezeichnete Betäubungsmittel oder dort ausgenommene 

Zubereitungen herstellt, 
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 b) in Anlage II oder III bezeichnete Betäubungsmittel erwirbt, 
 c) in Anlage III bezeichnete Betäubungsmittel für ein behandeltes Tier abgibt oder 
 d) in Anlage II oder III bezeichnete Betäubungsmittel an Inhaber einer Erlaubnis 

zum Erwerb dieser Betäubungsmittel zurückgibt oder an den Nachfolger im Be-
trieb der tierärztlichen Hausapotheke abgibt. 

3. in Anlage III bezeichnete Betäubungsmittel 
 a) auf Grund ärztlicher, zahnärztlicher oder tierärztlicher Verschreibung oder 
 b) zur Anwendung an einem Tier von einer Person, die dieses Tier behandelt und 

eine tierärztliche Hausapotheke betreibt, erwirbt. 

4. in Anlage III bezeichnete Betäubungsmittel 
 a) als Arzt, Zahnarzt oder Tierarzt im Rahmen des grenzüberschreitenden Dienst-

leistungsverkehrs oder 
 b) auf Grund ärztlicher, zahnärztlicher oder tierärztlicher Verschreibung erworben 

hat und sie als Reisebedarf ausführt oder einführt oder 

5. gewerbsmäßig 
 a) an der Beförderung von Betäubungsmitteln zwischen befugten Teilnehmern am 

Betäubungsmittelverkehr beteiligt ist oder die Lagerung und Aufbewahrung von 
Betäubungsmitteln im Zusammenhang mit einer solchen Beförderung oder für 
einen befugten Teilnehmer am Betäubungsmittelverkehr übernimmt oder 

 b) die Versendung von Betäubungsmitteln zwischen befugten Teilnehmern am Be-
täubungsmittelverkehr durch andere besorgt oder vermittelt. 

(2) Einer Erlaubnis nach § 3 bedürfen nicht Bundes- und Landesbehörden für den Be-
reich ihrer dienstlichen Tätigkeit sowie die von ihnen mit der Untersuchung von Betäu-
bungsmitteln beauftragten Behörden. 

(3) Wer nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 keiner Erlaubnis bedarf und am Betäubungsmittel-
verkehr teilnehmen will, hat dies dem Bundesgesundheitsamt zuvor anzuzeigen. Die 
Anzeige muss enthalten: 

1. den Namen und die Anschriften des Anzeigenden sowie der Apotheke oder der 
tierärztlichen Hausapotheke, 

2. das Ausstellungsdatum und die ausstellende Behörde der apothekenrechtlichen Er-
laubnis oder der Approbation als Tierarzt und 

3. das Datum des Beginns der Teilnahme am Betäubungsmittelverkehr. 
 Das Bundesgesundheitsamt unterrichtet die zuständige oberste Landesbehörde un-

verzüglich über den Inhalt der Anzeigen, soweit sie tierärztliche Hausapotheken 
betreffen.

§ 5 Versagung der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis nach § 3 ist zu versagen, wenn 

1. nicht gewährleistet ist, dass in der Betriebsstätte und, sofern weitere Betriebsstätten 
in nicht benachbarten Gemeinden bestehen, in jeder dieser Betriebsstätten eine Per-
son bestellt wird, die verantwortlich ist für die Einhaltung der betäubungsmittel-
rechtlichen Vorschriften und der Anordnungen der Überwachungsbehörden (Ver-
antwortlicher); der Antragsteller kann selbst die Stelle eines Verantwortlichen ein-
nehmen, 
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2. der vorgesehene Verantwortliche nicht die erforderliche Sachkenntnis hat oder die 
ihm obliegenden Verpflichtungen nicht ständig erfüllen kann, 

3. Tatsachen vorliegen, aus denen sich Bedenken gegen die Zuverlässigkeit des Ver-
antwortlichen, des Antragstellers, seines gesetzlichen Vertreters oder bei juristi-
schen Personen oder nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen der nach Gesetz, 
Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung oder Geschäftsführung Berechtig-
ten ergeben,

4. geeignete Räume, Einrichtungen und Sicherungen für die Teilnahme am Betäu-
bungsmittelverkehr oder die Herstellung ausgenommener Zubereitungen nicht vor-
handen sind, 

5. die Sicherheit oder Kontrolle des Betäubungsmittelverkehrs oder der Herstellung 
ausgenommener Zubereitungen aus anderen als den in den Nummern 1 bis 4 ge-
nannten Gründen nicht gewährleistet ist, 

6. die Art und der Zweck des beantragten Verkehrs nicht mit dem Zweck dieses Ge-
setzes, die notwendige medizinische Versorgung der Bevölkerung sicherzustellen, 
daneben aber den Missbrauch von Betäubungsmitteln oder die missbräuchliche 
Herstellung ausgenommener Zubereitungen sowie das Entstehen oder Erhalten ei-
ner Betäubungsmittelabhängigkeit soweit wie möglich auszuschließen, vereinbar 
ist, oder 

7. bei Beanstandung der vorgelegten Antragsunterlagen einem Mangel nicht innerhalb 
der gesetzten Frist (§ 8 Abs. 2) abgeholfen wird. 

(2) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn sie der Durchführung der internationalen 
Suchtstoffübereinkommen oder Beschlüssen, Anordnungen oder Empfehlungen zwi-
schen staatlichen Einrichtungen der Suchtstoffkontrolle entgegensteht oder dies wegen 
Rechtsakten der Organe der Europäischen Gemeinschaften geboten ist. 

§ 6 Sachkenntnis 

1. Der Nachweis der erforderlichen Sachkenntnis (§ 5 Abs. 1 Nr. 1) wird erbracht 1. 
im Falle des Herstellens von Betäubungsmitteln oder ausgenommenen Zubereitun-
gen, die Arzneimittel sind, durch den Nachweis der Sachkenntnis als Herstellungs-
leiter oder Kontrolleiter nach den Vorschriften des Arzneimittelgesetzes, 

2. im Falle des Herstellens von Betäubungsmitteln, die keine Arzneimittel sind, durch 
das Zeugnis über eine nach abgeschlossenem wissenschaftlichen Hochschulstudium 
der Biologie, der Chemie, der Pharmazie, der Human- oder der Veterinärmedizin 
abgelegte Prüfung und durch die Bestätigung einer mindestens einjährigen prakti-
schen Tätigkeit in der Herstellung oder Prüfung von Betäubungsmitteln, 

3. im Falle des Verwendens für wissenschaftliche Zwecke durch das Zeugnis über 
eine nach abgeschlossenem wissenschaftlichen Hochschulstudium der Biologie, der 
Chemie, der Pharmazie, der Human- oder der Veterinärmedizin abgelegte Prüfung 
und

4. in allen anderen Fällen durch das Zeugnis über eine abgeschlossene Berufsausbil-
dung als Kaufmann im Groß- und Außenhandel in den Fachbereichen Chemie oder 
Pharma und durch die Bestätigung einer mindestens einjährigen praktischen Tätig-
keit im Betäubungsmittelverkehr. 
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(1) Das Bundesgesundheitsamt kann im Einzelfall von den im Absatz 1 genannten An-
forderungen an die Sachkenntnis abweichen, wenn die Sicherheit und Kontrolle des 
Betäubungsmittelverkehrs oder der Herstellung ausgenommener Zubereitungen gewähr-
leistet sind. 

§ 7 Antrag 

Der Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis nach § 3 ist in doppelter Ausfertigung beim 
Bundesgesundheitsamt zu stellen, das eine Ausfertigung der zuständigen obersten Lan-
desbehörde übersendet. Dem Antrag müssen folgende Angaben und Unterlagen beige-
fügt werden: 

1. die Namen, Vornamen oder die Firma und die Anschriften des Antragstellers und 
der Verantwortlichen, 

2. für die Verantwortlichen die Nachweise über die erforderliche Sachkenntnis und 
Erklärungen darüber, ob und auf Grund welcher Umstände sie die ihnen obliegen-
den Verpflichtungen ständig erfüllen können, 

3. eine Beschreibung der Lage der Betriebsstätten nach Ort (gegebenenfalls Flurbe-
zeichnung); Straße, Hausnummer, Gebäude und Gebäudeteil sowie der Bauweise 
des Gebäudes. 

4. eine Beschreibung der vorhandenen Sicherungen gegen die Entnahme von Betäu-
bungsmitteln durch unbefugte Personen, 

5. die Art des Betäubungsmittelverkehrs (ß3 Abs. 1), 
6. die Art und die voraussichtliche Jahresmenge der herzustellenden oder benötigten 

Betäubungsmittel, 
7. im Falle des Herstellens (§ 2 Abs. 1 Nr. 4) von Betäubungsmitteln oder ausgenom-

menen Zubereitungen eine kurzgefasste Beschreibung des Herstellungsganges unter 
Angabe von Art und Menge der Ausgangsstoffe oder -zubereitungen, der Zwi-
schen- und Endprodukte, auch wenn Ausgangsstoffe oder -zubereitungen, Zwi-
schen- oder Endprodukte keine Betäubungsmittel sind; bei nicht abgeteilten Zube-
reitungen zusätzlich die Gewichtsmengen der je abgeteilte Form enthaltenen Be-
täubungsmittel und 

8. im Falle des Verwendens zu wissenschaftlichen oder anderen im öffentlichen Inte-
resse liegenden Zwecken eine Erläuterung des verfolgten Zwecks unter Bezugnah-
me auf einschlägige wissenschaftliche Literatur. 

§ 8 Entscheidung 

(1) Das Bundesgesundheitsamt soll innerhalb von drei Monaten nach Eingang des An-
trages über die Erteilung der Erlaubnis entscheiden. Es unterrichtet die zuständige o-
berste Landesbehörde unverzüglich über die Entscheidung. 
(2) Gibt das Bundesgesundheitsamt dem Antragsteller Gelegenheit, Mängeln des An-
trages abzuhelfen, so wird die in Absatz 1 bezeichnete Frist bis zur Behebung der Män-
gel oder bis zum Ablauf der zur Behebung der Mängel gesetzten Frist gehemmt. Die 
Hemmung beginnt mit dem Tage, an dem dem Antragsteller die Aufforderung zur Be-
hebung der Mängel zugestellt wird. 
(3) Der Inhaber der Erlaubnis hat jede Änderung der in § 7 bezeichneten Angaben dem 
Bundesgesundheitsamt unverzüglich mitzuteilen. Bei einer Erweiterung hinsichtlich der 
Art der Betäubungsmittel oder des Betäubungsmittelverkehrs sowie bei Änderungen in 
der Person des Erlaubnisinhabers oder der Lage der Betriebsstätten, ausgenommen in-
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nerhalb eines Gebäudes, ist eine neue Erlaubnis zu beantragen. In den anderen Fällen 
wird die Erlaubnis geändert. Die zuständige oberste Landesbehörde wird über die Ände-
rung der Erlaubnis unverzüglich unterrichtet. 

§ 9 Beschränkungen, Befristung, Bedingungen und Auflagen 

(1) Die Erlaubnis ist zur Sicherheit und Kontrolle des Betäubungsmittelverkehrs oder 
der Herstellung ausgenommener Zubereitungen auf den jeweils notwendigen Umfang 
zu beschränken. Sie muss insbesondere regeln: 

1. die Art der Betäubungsmittel und des Betäubungsmittelverkehrs, 
2. die voraussichtliche Jahresmenge und den Bestand an Betäubungsmitteln, 
3. die Lage der Betriebsstätten und 
4. den Herstellungsgang und die dabei anfallenden Ausgangs-, Zwischen- und End-

produkte, auch wenn sie keine Betäubungsmittel sind. 

(2) Die Erlaubnis kann 

1. befristet, mit Bedingungen erlassen oder mit Auflagen verbunden werden oder 
2. nach ihrer Erteilung hinsichtlich des Absatzes 1 Satz 2 geändert oder mit sonstigen 

Beschränkungen oder Auflagen versehen werden, wenn dies zur Sicherheit oder 
Kontrolle des Betäubungsmittelverkehrs oder der Herstellung ausgenommener Zu-
bereitungen erforderlich ist oder die Erlaubnis der Durchführung der internationa-
len Suchtstoffübereinkommen oder von Beschlüssen, Anordnungen oder Empfeh-
lungen zwischenstaatlicher Einrichtungen der Suchtstoffkontrolle entgegensteht o-
der dies wegen Rechtsakten der Organe der Europäischen Gemeinschaften geboten 
ist.

§ 10 Rücknahme und Widerruf 

(1) Die Erlaubnis kann auch widerrufen werden, wenn von ihr innerhalb eines Zeitrau-
mes von zwei Kalenderjahren kein Gebrauch gemacht worden ist. Die Frist kann ver-
längert werden, wenn ein berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht wird. 
(2) Die zuständige oberste Landesbehörde wird über die Rücknahme oder den Widerruf 
der Erlaubnis unverzüglich unterrichtet. 

Dritter Abschnitt 

Pflichten im Betäubungsmittelverkehr 

§ 11 Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr 

(1) Wer Betäubungsmittel im Einzelfall einführen oder ausführen will, bedarf dazu ne-
ben der erforderlichen Erlaubnis nach § 3 einer Genehmigung des Bundesgesundheits-
amtes. Betäubungsmittel dürfen durch den Geltungsbereich dieses Gesetzes nur unter 
zollamtlicher Überwachung ohne weiteren als den durch die Beförderung oder den Um-
schlag bedingten Aufenthalt und ohne dass das Betäubungsmittel zu irgendeinem Zeit-
punkt während des Verbringens dem Durchführenden oder einer dritten Person tatsäch-
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lich zur Verfügung steht, durchgeführt werden. Ausgenommene Zubereitungen dürfen 
nicht in Länder ausgeführt werden, die die Einfuhr verboten haben. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates das Verfahren über die Erteilung der Genehmigung zu regeln und Vor-
schriften über die Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr zu erlassen, soweit es zur Sicherheit 
oder Kontrolle des Betäubungsmittelverkehrs, zur Durchführung der internationalen 
Suchtstoffübereinkommen oder von Rechtsakten der Organe der Europäischen Gemein-
schaften erforderlich ist. Insbesondere können 

1. die Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr auf bestimmte Betäubungsmittel und Mengen 
beschränkt sowie in oder durch bestimmte Länder oder aus bestimmten Ländern 
verboten,

2. Ausnahmen von Absatz 1 für den Reiseverkehr und die Versendung von Proben im 
Rahmen der internationalen Zusammenarbeit zugelassen, 

3. Regelungen über das Mitführen von Betäubungsmitteln durch Ärzte, Zahnärzte und 
Tierärzte im Rahmen des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs getroffen 
und

4. Form, Inhalt, Anfertigung, Ausgabe und Aufbewahrung der zu verwendenden amt-
lichen Formblätter festgelegt werden. 

§ 12 Abgabe und Erwerb 

(1) Betäubungsmittel dürfen nur abgegeben werden an 

1. Personen oder Personenvereinigungen, die im Besitz einer Erlaubnis nach § 3 zum 
Erwerb sind oder eine Apotheke oder tierärztliche Hausapotheke betreiben, 

2. die in § 4 Abs. 2 oder § 26 genannten Behörden oder Einrichtungen, 

(2) Der Abgebende hat dem Bundesgesundheitsamt unverzüglich jede einzelne Abgabe 
unter Angabe des Erwerbers und der Art und Menge des Betäubungsmittels zu melden. 
Der Erwerber hat dem Abgebenden den Empfang der Betäubungsmittel zu bestätigen.  

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht bei 

1. Abgabe von in Anlage III bezeichneten Betäubungsmitteln 
 a) auf Grund ärztlicher, zahnärztlicher oder tierärztlicher Verschreibung im Rah-

men des Betriebes einer Apotheke, 
 b) im Rahmen des Betriebes einer tierärztlichen Hausapotheke für ein vom Betrei-

ber dieser Hausapotheke behandeltes Tier, 
2. der Ausfuhr von Betäubungsmitteln und 
3. Abgabe und Erwerb von Betäubungsmitteln zwischen den in § 4 Abs. 2 oder § 26 

genannten Behörden oder Einrichtungen. 

(4) Der Bundesminister wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates das Verfahren hinsichtlich der Meldung und der Empfangsbestätigung, 
insbesondere Form, Inhalt, Ausgabe und Aufbewahrung der hierbei zu verwendenden 
amtlichen Formblätter zu regeln, soweit es für die Sicherheit oder Kontrolle des Betäu-
bungsmittelverkehrs erforderlich ist. 
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§ 13 Verschreibung und Abgabe auf Verschreibung 

(1) Die in Anlage III bezeichneten Betäubungsmittel dürfen nur von Ärzten, Zahnärzten 
und Tierärzten und nur dann verschrieben oder im Rahmen einer ärztlichen, zahnärztli-
chen oder tierärztlichen Behandlung verabreicht oder einem anderen zum unmittelbaren 
Verbrauch überlassen werden, wenn ihre Anwendung am oder im menschlichen oder 
tierischen Körper begründet ist. Die Anwendung ist insbesondere dann nicht begründet, 
wenn der beabsichtigte Zweck auf andere Weise erreicht werden kann. Die in Anlagen I 
und II bezeichneten Betäubungsmittel dürfen nicht verschrieben, verabreicht oder einem 
anderen zum unmittelbaren Verbrauch überlassen werden. 
(2) Die nach Absatz 1 verschriebenen Betäubungsmittel dürfen nur im Rahmen des Be-
triebs einer Apotheke und gegen Vorlage der Verschreibung abgegeben werden. Im 
Rahmen des Betriebs einer tierärztlichen Hausapotheke dürfen nur die in Anlage III 
bezeichneten Betäubungsmittel und nur zur Anwendung bei einem vom Betreiber der 
Hausapotheke behandelten Tier abgegeben werden. 
(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates das Verschreiben von den in Anlage III bezeichneten Betäubungsmit-
teln ihre Abgabe auf Grund einer Verschreibung und das Aufzeichnen ihres Verbleibs 
und des Bestandes bei Ärzten, Zahnärzten, Tierärzten, in Apotheken, tierärztlichen 
Hausapotheken, Krankenhäusern und Tierkliniken zu regeln. soweit es zur Sicherheit 
oder Kontrolle des Betäubungsmittelverkehrs erforderlich ist. Insbesondere können 

1. das Verschreiben auf bestimmte Zubereitungen, Bestimmungszwecke oder Mengen 
beschränkt,

2. Form, Inhalt, Anfertigung, Ausgabe, Aufbewahrung und Rückgabe des zu verwen-
denden amtlichen Formblattes für die Verschreibung sowie der Aufzeichnungen 
über den Verbleib und den Bestand festgelegt und 

3. ... 

§ 14 Kennzeichnung und Werbung 

(1) Im Betäubungsmittelverkehr sind die Betäubungsmittel unter Verwendung der in 
den Anlagen aufgeführten Kurzbezeichnungen zu kennzeichnen. Die Kennzeichnung 
hat in deutlich lesbarer Schrift, in deutscher Sprache und auf dauerhafte Weise zu erfol-
gen.

(2) Die Kennzeichnung muss außerdem enthalten 

1. bei rohen, ungereinigten und nicht abgeteilten Betäubungsmitteln den Gewichts-
vomhundertsatz und bei abgeteilten Betäubungsmitteln das Gewicht des enthalte-
nen reinen Stoffes, 

2. auf Betäubungsmittelbehältnissen und - soweit verwendet - auf den äußeren 
Umhüllungen bei Stoffen und nicht abgeteilten Zubereitungen die enthaltene Ge-
wichtsmenge, bei abgeteilten Zubereitungen die enthaltene Stückzahl; dies gilt 
nicht für Vorratsbehältnisse in wissenschaftlichen Laboratorien sowie für zur Ab-
gabe bestimmte kleine Behältnisse und Ampullen. 

3. Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Vorratsbehältnisse in Apotheken und tierärzt-
lichen Hausapotheken. 

4. Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß auch für die Bezeichnung von Betäubungs-
mitteln, in Katalogen, Preislisten, Werbeanzeigen oder ähnlichen Druckerzeugnis-
sen, die für die am Betäubungsmittelverkehr beteiligten Fachkreise bestimmt sind. 
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5. Für in Anlage I bezeichnete Betäubungsmittel darf nicht geworben werden. Für in 
den Anlagen I1 und III bezeichnete Betäubungsmittel darf nur in Fachkreisen der 
Industrie und des Handels sowie bei Personen und Personenvereinigungen, die eine 
Apotheke oder eine tierärztliche Hausapotheke betreiben, geworben werden, für in 
Anlage III bezeichnete Betäubungsmittel auch bei Ärzten, Zahnärzten und Tierärz-
ten.

§ 15 Sicherungsmaßnahmen 

Wer am Betäubungsmittelverkehr teilnimmt, hat die Betäubungsmittel, die sich in sei-
nem Besitz befinden, gesondert aufzubewahren und gegen unbefugte Entnahme zu si-
chern. Das Bundesgesundheitsamt kann Sicherungsmaßnahmen anordnen, soweit es 
nach Art oder Umfang des Betäubungsmittelverkehrs, dem Gefährdungsgrad oder der 
Menge der Betäubungsmittel erforderlich ist. 

§ 16 Vernichtung 

(1) Der Eigentümer von nicht mehr verkehrsfähigen Betäubungsmitteln hat diese auf 
seine Kosten in Gegenwart von zwei Zeugen in einer Weise zu vernichten, die eine auch 
nur teilweise Wiedergewinnung der Betäubungsmittel ausschließt sowie den Schutz von 
Mensch und Umwelt vor schädlichen Einwirkungen sicherstellt. Über die Vernichtung 
ist eine Niederschrift zu fertigen und diese drei Jahre aufzubewahren. 

(2) Das Bundesgesundheitsamt, in den Fällen des § 19 Abs. 1 Satz 3 die zuständige Be-
hörde des Landes, kann den Eigentümer auffordern, die Betäubungsmittel auf seine 
Kosten an diese Behörden zur Vernichtung einzusenden. Ist ein Eigentümer der Betäu-
bungsmittel nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln oder kommt der Eigentümer seiner 
Verpflichtung zur Vernichtung oder der Aufforderung zur Einsendung der Betäu-
bungsmittel gemäß Satz 1 nicht innerhalb einer zuvor gesetzten Frist von drei Monaten 
nach, so treffen die in Satz 1 genannten Behörden die zur Vernichtung erforderlichen 
Maßnahmen. Der Eigentümer oder Besitzer der Betäubungsmittel ist verpflichtet, die 
Betäubungsmittel den mit der Vernichtung beauftragten Personen herauszugeben oder 
die Wegnahme zu dulden. 

(3) Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 und 3 gelten entsprechend, wenn der Eigentümer nicht 
mehr benötigte Betäubungsmittel beseitigen will. 

§ 17 Aufzeichnungen 

(1) Der Inhaber einer Erlaubnis nach § 3 ist verpflichtet, getrennt für jede Betriebsstätte 
und jedes Betäubungsmittel fortlaufend folgende Aufzeichnungen über jeden Zugang 
und jeden Abgang zu führen: 

1. das Datum, 
2. den Namen oder die Firma und die Anschrift des Lieferanten oder des Empfängers 

oder die sonstige Herkunft oder den sonstigen Verbleib, 
3. die zugegangene oder abgegangene Menge und den sich daraus ergebenden Be-

stand,
4. im Falle des Anbaues zusätzlich die Anbaufläche nach Lage und Größe sowie das 

Datum der Aussaat, 
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5. im Falle des Herstellens zusätzlich die Angabe der eingesetzten oder hergestellten 
Betäubungsmittel, der nicht dem Gesetz unterliegenden Stoffe oder der ausgenom-
menen Zubereitungen nach Art und Menge und 

6. im Falle der Abgabe ausgenommener Zubereitungen durch deren Hersteller zusätz-
lich den Namen oder die Firma und die Anschrift des Empfängers. Anstelle der in 
Nummer 6 bezeichneten Aufzeichnungen können die Durchschriften der Ausgangs-
rechnungen, in denen die ausgenommenen Zubereitungen kenntlich gemacht sind, 
fortlaufend nach dem Rechnungsdatum abgeheftet werden. 

(2) Die in den Aufzeichnungen oder Rechnungen anzugebenden Mengen sind

1. bei Stoffen und nicht abgeteilten Zubereitungen die Gewichtsmenge und  
2. bei abgeteilten Zubereitungen die Stückzahl. 

(3) Die Aufzeichnungen oder Rechnungsdurchschriften sind drei Jahre. von der letzten 
Aufzeichnung oder vom letzten Rechnungsdatum an gerechnet, gesondert aufzubewah-
ren.

§ 18 Meldungen 

(1) Der Inhaber einer Erlaubnis nach § 3 ist verpflichtet, dem Bundesgesundheitsamt 
getrennt für jede Betriebsstätte und für jedes Betäubungsmittel die jeweilige Menge zu 
melden, die 

1. beim Anbau gewonnen wurde, unter Angabe der Anbaufläche nach Lage und Grö-
ße,

2. hergestellt wurde, aufgeschlüsselt nach Ausgangsstoffen, 
3. zur Herstellung anderer Betäubungsmittel verwendet wurde, aufgeschlüsselt nach 

diesen Betäubungsmitteln, 
4. zur Herstellung von nicht unter dieses Gesetz fallenden Stoffen verwendet wurde, 

aufgeschlüsselt nach diesen Stoffen. 
5. zur Herstellung ausgenommener Zubereitungen verwendet wurde, aufgeschlüsselt 

nach diesen Zubereitungen, 
6. eingeführt wurde, aufgeschlüsselt nach Ausfuhrländern.  
7. ausgeführt wurde, aufgeschlüsselt nach Einfuhrländern, 
8. erworben wurde, 
9. abgegeben wurde, 
10. vernichtet wurde, 
11. zu anderen als den nach den Nummern 1 bis 10 angegebenen Zwecken verwendet 

wurde, aufgeschlüsselt nach den jeweiligen Verwendungszwecken und 
12. am Ende des jeweiligen Kalenderhalbjahres als Bestand vorhanden war. 

(2) Die in den Meldungen anzugebenden Mengen sind 

1. bei Stoffen und nicht abgeteilten Zubereitungen die Gewichtsmenge und 
2. bei abgeteilten Zubereitungen die Stückzahl. 

(3) Die Meldungen nach Absatz 1 Nr. 2 bis 12 sind dem Bundesgesundheitsamt jeweils 
bis zum 31. Januar und 31. Juli für das vergangene Kalenderhalbjahr und die Meldung 
nach Absatz 1 Nr. 1 bis zum 31. Januar für das vergangene Kalenderjahr einzusenden. 

(4) Für die in Absatz l bezeichneten Meldungen sind die vom Bundesgesundheitsamt 
herausgegebenen amtlichen Formblätter zu verwenden. 
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Vierter Abschnitt

Überwachung

§ 19 Durchführende Behörde 

(1) Der Betäubungsmittelverkehr sowie die Herstellung ausgenommener Zubereitungen 
unterliegt der Überwachung durch das Bundesgesundheitsamt. Diese Stelle ist auch 
zuständig für die Anfertigung, Ausgabe und Auswertung der zur Verschreibung von 
Betäubungsmitteln vorgeschriebenen amtlichen Formblätter. Der Betäubungsmittelver-
kehr bei Ärzten, Zahnärzten und Tierärzten und in Apotheken, tierärztlichen Hausapo-
theken. Krankenhäusern und Tierkliniken unterliegt der Überwachung durch die zustän-
digen Behörden der Länder. 

(2) Das Bundesgesundheitsamt ist zugleich die besondere Verwaltungsdienststelle im 
Sinne der internationalen Suchtstoffübereinkommen. 

§ 20 Besondere Ermächtigung für den Spannungs- oder Verteidigungsfall 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates dieses Gesetz oder die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
verordnungen für Verteidigungszwecke zu ändern, um die medizinische Versorgung der 
Bevölkerung mit Betäubungsmitteln sicherzustellen, wenn die Sicherheit und Kontrolle 
des Betäubungsmittelverkehrs oder der Herstellung ausgenommener Zubereitungen 
gewährleistet bleiben. Insbesondere können 

1. Aufgaben des Bundesgesundheitsamtes nach diesem Gesetz und auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen auf den Bundesminister übertragen, 

2. der Betäubungsmittelverkehr und die Herstellung ausgenommener Zubereitungen 
an die in Satz 1 bezeichneten besonderen Anforderungen angepasst und 

3. Meldungen über Bestände an 
 a) Betäubungsmitteln, 
 b) ausgenommenen Zubereitungen und 
 c) zur Herstellung von Betäubungsmitteln erforderlichen Ausgangsstoffen oder 

Zubereitungen, auch wenn diese keine Betäubungsmittel sind, angeordnet wer-
den. In der Rechtsverordnung kann ferner der über die in Satz 2 Nr. 3 bezeichne-
ten Bestände Verfügungsberechtigte zu deren Abgabe an bestimmte Personen 
oder Stellen verpflichtet werden. 

(2) Die Rechtsverordnung nach Absatz l darf nur nach Maßgabe des Artikels 80 a  Abs. 
1 des Grundgesetzes angewandt werden. 

§ 21 Mitwirkung anderer Behörden 
...
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§ 22 Überwachungsmaßnahmen 

(1) Die mit der Überwachung beauftragten Personen sind befugt, 

1. Unterlagen über den Betäubungsmittelverkehr oder die Herstellung oder das der 
Herstellung folgende Inverkehrbringen ausgenommener Zubereitungen einzusehen 
und hieraus Abschriften oder Ablichtungen anzufertigen, soweit sie für die Sicher-
heit oder Kontrolle des Betäubungsmittelverkehrs oder der Herstellung ausgenom-
mener Zubereitungen von Bedeutung sein können. 

2. von natürlichen und juristischen Personen und nicht rechtsfähigen Personenvereini-
gungen alle erforderlichen Auskünfte zu verlangen. 

3. Grundstücke, Gebäude, Gebäudeteile, Einrichtungen und Beförderungsmittel, in 
denen der Betäubungsmittelverkehr oder die Herstellung ausgenommener Zuberei-
tungen durchgeführt wird, zu betreten und zu besichtigen, wobei sich die beauftrag-
ten Personen davon zu überzeugen haben, dass die Vorschriften über den Betäu-
bungsmittelverkehr oder die Herstellung ausgenommener Zubereitungen beachtet 
werden. Zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung, insbesondere wenn eine Vereitelung der Kontrolle des Betäubungsmittel-
verkehrs oder der Herstellung ausgenommener Zubereitungen zu besorgen ist, dür-
fen diese Räumlichkeiten auch außerhalb der Betriebs- und Geschäftszeit sowie 
Wohnzwecken dienende Räume betreten werden; insoweit wird das Grundrecht auf 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) eingeschränkt. So-
weit es sich um industrielle Herstellungsbetriebe und Großhandelsbetriebe handelt, 
sind die Besichtigungen in der Regel alle zwei Jahre durchzuführen, 

4. vorläufige Anordnungen zu treffen, soweit es zur Verhütung dringender Gefahren 
für die Sicherheit oder Kontrolle des Betäubungsmittelverkehrs oder der Herstel-
lung ausgenommener Zubereitungen geboten ist. Zum gleichen Zweck dürfen sie 
auch die weitere Teilnahme am Betäubungsmittelverkehr oder die weitere Herstel-
lung ausgenommener Zubereitungen ganz oder teilweise untersagen und die Betäu-
bungsmittelbestände oder die Bestände ausgenommener Zubereitungen unter amtli-
chen Verschluss nehmen. Die zuständige Behörde (§ 19 Abs. 1) hat innerhalb von 
einem Monat nach Erlass der vorläufigen Anordnungen über diese endgültig zu 
entscheiden.

(2) Die zuständige Behörde kann Maßnahmen gemäß Absatz 1 Nr. 1 und 2 auch auf 
schriftlichem Wege anordnen. 

§ 23 Probenahme 

(1) Soweit es zur Durchführung der Vorschriften bei den Betäubungsmittelverkehr oder 
die Herstellung ausgenommener Zubereitungen erforderlich ist, sind die mit der Über-
wachung beauftragten Personen befugt, gegen Empfangsbescheinigung Proben nach 
ihrer Auswahl zum Zwecke der Untersuchung zu fordern oder zu entnehmen. Soweit 
nicht ausdrücklich darauf verzichtet wird, ist ein Teil der Probe oder, sofern die Probe 
nicht oder ohne Gefährdung des Untersuchungszwecks nicht in Teile von gleicher Qua-
lität teilbar ist, ein zweites Stück der gleichen Art wie das als Probe entnommene zu-
rückzulassen.
(2) Zurückzulassende Proben sind amtlich zu verschließen oder zu versiegeln. Sie sind 
mit dem Datum der Probenahme und dem Datum des Tages zu versehen, nach dessen 
Ablauf der Verschluss oder die Versiegelung als aufgehoben gelten. 
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(3) Für entnommene Proben ist eine angemessene Entschädigung zu leisten, soweit 
nicht ausdrücklich darauf verzichtet wird. 

§ 24 Duldungs- und Mitwirkungspflicht 

(1) Jeder Teilnehmer am Betäubungsmittelverkehr oder jeder Hersteller ausgenomme-
ner Zubereitungen ist verpflichtet, die Maßnahmen nach den §§ 22 und 23 zu dulden 
und die mit der Überwachung beauftragten Personen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
zu unterstützen, insbesondere ihnen auf Verlangen die Stellen zu bezeichnen, in denen 
der Betäubungsmittelverkehr oder die Herstellung ausgenommener Zubereitungen statt-
findet, umfriedete Grundstücke, Gebäude, Räume, Behälter und Behältnisse zu öffnen, 
Auskünfte zu erteilen sowie Einsicht in Unterlagen und die Entnahme der Proben zu 
ermöglichen. 
(2) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen seiner in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivil-
prozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 25 Kosten 
        ... 

Fünfter Abschnitt

Vorschriften für Behörden 

§ 26 Bundeswehr, Bundesgrenzschutz, Bereitschaftspolizei und Zivilschutz 
       ... 

§ 27 Meldungen und Auskünfte 
       ... 

§ 28 Jahresbericht an die Vereinten Nationen 
       ... 

Sechster Abschnitt 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

§ 29 Straftaten 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu vier Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. Betäubungsmittel ohne Erlaubnis nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 anbaut, herstellt, mit ihnen 
Handel treibt, sie, ohne Handel zu treiben, einführt, ausführt, veräußert, abgibt, 
sonst in den Verkehr bringt, erwirbt oder sich in sonstiger Weise verschafft, 

2. eine ausgenommene Zubereitung (§ 2 Abs. 1 Nr. 3) ohne Erlaubnis nach § 3 Abs. 1 
Nr. 2 herstellt, 

3. Betäubungsmittel besitzt, ohne sie auf Grund einer Erlaubnis nach §§ Abs. 1 erlangt 
zu haben, 

4. Geldmittel oder andere Vermögenswerte für einen anderen zum unerlaubten Han-
deltreiben mit Betäubungsmitteln oder zu deren unerlaubter Herstellung bereitstellt,  
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5. entgegen § 11 Abs. 1 Satz 3 Betäubungsmittel durchführt, 
6. entgegen § 13 Abs. 1 Betäubungsmittel 
 a) verschreibt, 
 b) verabreicht oder zum unmittelbaren Verbrauch überlässt, 
7. entgegen § 13 Abs. 2 Betäubungsmittel in einer Apotheke oder tierärztlichen Haus-

apotheke abgibt, 
8. entgegen § 14 Abs. 5 für Betäubungsmittel wirbt. 
9. unrichtige oder unvollständige Angaben macht, um für sich oder einen anderen 

oder für ein Tier die Verschreibung eines Betäubungsmittels zu erlangen. 
10. eine Gelegenheit zum unbefugten Verbrauch,. Erwerb oder zur unbefugten Abgabe 

von Betäubungsmitteln öffentlich oder eigennützig mitteilt, eine solche Gelegenheit 
einem anderen verschafft oder gewährt oder ihn zum unbefugten Verbrauch von 
Betäubungsmitteln verleitet oder 

11. einer Rechtsverordnung nach § 11 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 oder § 13 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 
oder 3 zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf diese Straf-
vorschrift verweist. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, 2, 5 und 6 Buchstabe b ist der Versuch strafbar. 

(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr. 
Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, 4, 5, 6 oder 10 gewerbsmäßig handelt, 
2. durch eine der in Absatz 1 Nr. 1, 6 oder 7 bezeichneten Handlungen die Gesundheit 

mehrerer  Menschen gefährdet, 
3. als Person über 21 Jahre Betäubungsmittel an eine Person unter 18 Jahre abgibt, 

verabreicht oder zum unmittelbaren Verbrauch überlässt oder  
4. mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge Handel treibt, sie in nicht geringer 

Menge besitzt oder abgibt. 

(4) Handelt der Täter in den Fällen des Absatz 1 Nr. 1, 2, 5, 6 Buchstabe b oder Nr. 10 
fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. 

(5) Das Gericht kann von einer Bestrafung nach den Absätzen 1, 2 und 4 absehen, wenn 
der Täter die Betäubungsmittel lediglich zum Eigenverbrauch in geringer Menge an-
baut, herstellt, einführt, ausführt, durchführt, erwirbt, sich in sonstiger Weise verschafft 
oder besitzt. 

(6) Die Vorschriften des Absatzes 1 Nr. 1 sind,  soweit sie das Handeltreiben, Abgeben 
oder Veräußern betreffen, auch anzuwenden, wenn sich die Handlung auf Stoffe oder 
Zubereitungen bezieht, die nicht Betäubungsmittel sind, aber als solche ausgegeben 
werden.

§ 30 Straftaten 

(1) Mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren wird bestraft, wer 

1. Betäubungsmittel ohne Erlaubnis nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 anbaut, herstellt oder mit 
ihnen Handel treibt (§ 29 Abs. 1 Nr. 1) und dabei als Mitglied einer Bande handelt, 
die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat, 

2. im Falle des § 29 Abs. 3 Nr. 3 gewerbsmäßig handelt, 
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3. Betäubungsmittel abgibt, einem anderen verabreicht oder zum unmittelbaren 
Verbrauch überlässt und dadurch leichtfertig dessen Tod verursacht oder 

4. Betäubungsmittel in nicht geringer Menge ohne Erlaubnis nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
einführt.

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf  
Jahren.

§ 31 Strafmilderung oder Absehen von Strafe 

Das Gericht kann die Strafe nach seinem Ermessen mildern (§ 49 Abs. 2 des Strafge-
setzbuches) oder von einer Bestrafung nach § 29 Abs. 1, 2. 4 oder 6 absehen. wenn der 
Täter
1. durch freiwillige Offenbarung seines Wissens wesentlich dazu beigetragen hat, dass 

die Tat über seinen eigenen Tatbeitrag hinaus aufgedeckt werden konnte, oder 
2. freiwillig sein Wissen so rechtzeitig einer Dienststelle offenbart, dass Straftaten 

nach § 29 Abs. 3, § 30 Abs. 1, von deren Planung er weiß, noch verhindert werden 
können.

§ 32 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 4 Abs. 3 Satz 1 die Teilnahme am Betäubungsmittelverkehr nicht an-
zeigt,

2. in einem Antrag nach § 7 unrichtige Angaben macht oder unrichtige Unterlagen 
beifügt,

3. entgegen § 8 Abs. 3 Satz 1 eine Änderung nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
unverzüglich mitteilt, 

4. einer vollziehbaren Auflage nach § 9 Abs. 2 zuwiderhandelt, 
5. entgegen § 11 Abs. 1 Satz 1 Betäubungsmittel ohne Genehmigung ein- oder aus-

führt,
6. einer Rechtsverordnung nach § 11 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bis 4, § 12 Abs. 4, § 13 Abs. 

3 Satz 2 Nr. 2, § 20 Abs. 1 oder § 28 Abs. 2 zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

7. entgegen § 12 Abs. 1 Betäubungsmittel abgibt oder entgegen § 12 Abs. 1 die Ab-
gabe oder den Erwerb nicht richtig, nicht vollständig oder nicht unverzüglich mel-
det oder den Empfang nicht bestätigt, 

8. entgegen § 11 Abs. 1 bis 4 Betäubungsmittel nicht vorschriftsmäßig kennzeichnet. 
9. einer vollziehbaren Anordnung nach § 15 Satz 2 zuwiderhandelt, 
10. entgegen § 16 Abs. 1 Betäubungsmittel nicht vorschriftsmäßig vernichtet, eine Nie-

derschrift nicht fertigt oder sie nicht aufbewahrt oder entgegen § 16 Abs. 2 Satz 1 
Betäubungsmittel nicht zur Vernichtung einsendet, jeweils auch in Verbindung mit 
§ 16 Abs. 3, 

11. entgegen § 17 Abs. 1 oder 2 Aufzeichnungen nicht, nicht richtig oder nicht voll-
ständig führt oder entgegen § 17 Abs. 3 Aufzeichnungen oder Rechnungsdurch-
schriften nicht aufbewahrt, 

12. entgegen § 18 Abs. 1 bis 3 Meldungen nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstattet, 

13. entgegen § 24 Abs. 1 einer Duldungs- oder Mitwirkungspflicht nicht nachkommt 
oder
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14. Betäubungsmittel in eine Postsendung einlegt, obwohl diese Versendung durch den 
Weltpostvertrag oder ein Abkommen des Weltpostvereins verboten ist; das Postge-
heimnis gemäß Artikel 10 Abs. 1 des Grundgesetzes wird insoweit für die Verfol-
gung und Ahndung der Ordnungswidrigkeit eingeschränkt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche 
Mark geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten ist das Bundesgesundheitsamt, soweit das Gesetz von ihm ausgeführt wird. 

§ 33 Einziehung 

Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach den §§ 29 oder 30 oder eine Ordnungswid-
rigkeit nach § 32 bezieht, können eingezogen werden. § 74 a des Strafgesetzbuches und 
§ 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind anzuwenden. 

§ 34 Führungsaufsicht 
      ... 

Siebenter Abschnitt

Betäubungsmittelabhängige Straftäter 

§ 35 Zurückstellung der Strafvollstreckung 
       ... 
§ 36 Anrechnung und Strafaussetzung zur Bewährung 
       ... 
§ 37 Absehen von der Verfolgung 

(1) Steht ein Beschuldigter in Verdacht, eine Straftat auf Grund einer Betäubungsmit-
telabhängigkeit begangen zu haben, und ist keine höhere Strafe als eine Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren zu erwarten, so kann die Staatsanwaltschaft mit Zustimmung des für 
die Eröffnung des Hauptverfahrens zuständigen Gerichts vorläufig von der Erhebung 
der öffentlichen Klage absehen, wenn der Beschuldigte nachweist, dass er sich wegen 
seiner Abhängigkeit seit mindestens drei Monaten der in § 35 Abs. 1 bezeichneten Be-
handlung unterzieht, und seine Resozialisierung zu erwarten ist. Die Staatsanwaltschaft 
setzt Zeitpunkte fest, zu denen der Beschuldigte die Fortdauer der Behandlung nachzu-
weisen hat. 

Das Verfahren wird fortgesetzt, wenn 

1. die Behandlung nicht bis zu ihrem vorgesehenen Abschluss fortgeführt wird, 
2. der Beschuldigte den nach Satz 2 geforderten Nachweis nicht führt. 
3. der Beschuldigte eine Straftat begeht und dadurch zeigt, dass die Erwartung, die 

dem Absehen von der Erhebung der öffentlichen Klage zugrunde lag, sich nicht er-
füllt hat, oder 

4. auf Grund neuer Tatsachen oder Beweismittel eine Freiheitsstrafe von mehr als 
zwei Jahren zu erwarten ist. 

 In den Fällen des Satzes 3 Nr. 1, 2 kann von der Fortsetzung des Verfahrens abge-
sehen werden, wenn der Beschuldigte nachträglich nachweist, dass er sich weiter in 
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Behandlung befindet. Die Tat kann nicht mehr verfolgt werden, wenn das Verfah-
ren nicht innerhalb von vier Jahren fortgesetzt wird. 

(2) Ist die Klage bereits erhoben, so kann das Gericht mit Zustimmung der Staatsan-
waltschaft das Verfahren bis zum Ende der Hauptverhandlung, in der die tatsächlichen 
Feststellungen letztmals geprüft werden können, vorläufig einstellen. Die Entscheidung 
ergeht durch unanfechtbaren Beschluss. Absatz 1 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. Unan-
fechtbar ist auch eine Feststellung, dass das Verfahren nicht fortgesetzt wird (Absatz 1 
Satz 5). 

(3) Die in § 172 Abs. 2 Satz 3, § 396 Abs. 3 und § 467 Abs. 5 der Strafprozessordnung 
zu § 153a der Strafprozessordnung getroffenen Regelungen gelten entsprechend. 

§ 38 Jugendliche und Heranwachsende 

(1) Bei Verurteilung zu Jugendstrafe gelten die §§ 35 und 36 sinngemäß. Bei Verurtei-
lung zu Jugendstrafe von unbestimmter Dauer richtet sich die Anwendung der §§ 35 
und 36 nach dem erkannten Höchstmaß der Strafe. Neben der Zusage des Jugendlichen 
nach § 35 Abs. 1 Satz 1 bedarf es auch der Einwilligung des Erziehungsberechtigten 
und des gesetzlichen Vertreters. Im Falle des § 35 Abs. 6 Satz 1 findet § 83 Abs. 2 Nr. 
1. Abs. 3 Satz 2 des Jugendgerichtsgesetzes sinngemäß Anwendung. Abweichend von § 
36 Abs. 4 gelten die §§ 22 bis 26 a des Jugendgerichtsgesetzes entsprechend. Für die 
Entscheidungen nach § 36 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 sind neben § 454 Abs. 3 der Straf-
prozessordnung die §§ 58, 59 Abs. 2 bis 1 und § 60 des Jugendgerichtsgesetzes ergän-
zend anzuwenden. 
(2) § 37 gilt sinngemäß auch für Jugendliche und Heranwachsende. 

Achter Abschnitt 

Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 39 Weitergeltende Erlaubnisse 
       ... 
§ 40 Verkehr mit neuen Betäubungsmitteln und ausgenommenen 
       Zubereitungen 
       ... 
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Auszüge aus dem Strafgesetzbuch 

§ 34StGB. Rechtfertigender Notstand.

Leitsätze
Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben, Leib, Frei-
heit, Ehre, Eigentum oder ein anderes Rechtsgut eine Tat begeht, um die Gefahr von 
sich oder einem anderen abzuwenden, handelt nicht rechtswidrig, wenn bei Abwägen 
der widerstreitenden Interessen, namentlich der betroffenen Rechtsgüter und des Grades 
der ihnen drohenden Gefahren, das geschützte Interesse das beeinträchtigte wesentlich 
überwiegt. Dies gilt jedoch nur, soweit die Tat ein angemessenes Mittel ist, die Gefahr 
abzuwenden.

§ 203StGB. Verletzung von Privatgeheimnissen.  

Leitsätze
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbe-
reich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis offenbart, das 
ihm als 

1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufs, 
der für die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich 
geregelte Ausbildung erfordert, 

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung, 
3. Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Ver-

fahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, Steuerbevoll-
mächtigten oder Organ oder Mitglied eines Organs einer Wirtschaftsprüfungs-, 
Buchprüfungs- oder Steuerberatungsgesellschaft, 

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Suchtfragen in 
einer Beratungsstelle, die von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stif-
tung des öffentlichen Rechts anerkannt ist, 

4a Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach § 3 des Geset-
zes über Aufklärung, Verhütung, Familienplanung und Beratung vom 27. Juli 1992 
(BGBl. I S.1398), 

5. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen 
oder

6. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversi-
cherung oder einer privatärztlichen Verrechnungsstelle anvertraut worden oder 
sonst bekannt geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum per-
sönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnis, offenbart, das ihm als 

1. Amtsträger, 
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahr-

nimmt, 
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4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tätigen 
Untersuchungsausschusses, sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst 
Mitglied des Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschus-
ses oder Rates oder 

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung seiner 
Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, anver-
traut worden oder sonst bekannt geworden ist. Einem Geheimnis im Sinne des Sat-
zes 1 stehen Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines an-
deren gleich, die für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfasst worden sind; 
Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen Behör-
den oder sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung bekannt ge-
geben werden und das Gesetz dies nicht untersagt. 

(3) Den in Absatz 1 Genannten stehen ihre berufsmäßig tätigen Gehilfen und die Perso-
nen gleich, die bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tätig sind. Den in Absatz 1 und 
den in Satz 1 Genannten steht nach dem Tod des zur Wahrung des Geheimnisses Ver-
pflichteten ferner gleich, wer das Geheimnis von dem Verstorbenen oder aus dessen 
Nachlass erlangt hat. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis 
nach dem Tod des Betroffenen unbefugt offenbart. 

(5) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu be-
reichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder Geldstrafe. 

§ 222StGB. Fahrlässige Tötung.

Leitsätze
Wer durch Fahrlässigkeit den Tod eines Menschen verursacht, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 323cStGB. Unterlassene Hilfeleistung.

Leitsätze
Wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not nicht Hilfe leistet, obwohl dies 
erforderlich und ihm den Umständen nach zuzumuten, insbesondere ohne erhebliche 
eigene Gefahr und ohne Verletzung anderer wichtiger Pflichten möglich ist, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
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Auszüge aus der Strafprozessordnung 

§ 54 StPO. Aussagegenehmigung für Richter und Beamte.

(1) Für die Vernehmung von Richtern, Beamten und anderen Personen des öffentlichen 
Dienstes als Zeugen über Umstände, auf die sich ihre Pflicht zur Amtsverschwiegenheit 
bezieht, und für die Genehmigung zur Aussage gelten die besonderen beamtenrechtli-
chen Vorschriften. 

§ 127 StPO. Vorläufige Festnahme.

(1) Wird jemand auf frischer Tat betroffen oder verfolgt, so ist, wenn er der Flucht ver-
dächtig ist oder seine Identität nicht sofort festgestellt werden kann, jedermann befugt, 
ihn auch ohne richterliche Anordnung vorläufig festzunehmen. 

§ 163 StPO. Aufgaben der Polizei.  

(1) Die Behörden und Beamten des Polizeidienstes haben Straftaten zu erforschen und 
alle keinen Aufschub gestattenden Anordnungen zu treffen, um die Verdunkelung der 
Sache zu verhüten. 
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Auszüge aus dem Grundgesetz 

Art. 6 GG 

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung. 
Leitsätze
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvör-
derst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 
Leitsätze
(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines 
Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen 
oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen. 

Art. 35 GG Rechts- und Amtshilfe; Katastrophenhilfe.

(1) Alle Behörden des Bundes und der Länder leisten sich gegenseitig Rechts- und 
Amtshilfe. 
(2) Zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit oder Ord-
nung kann ein Land in Fällen von besonderer Bedeutung Kräfte und Einrichtungen des 
Bundesgrenzschutzes zur Unterstützung seiner Polizei anfordern, wenn die Polizei ohne 
diese Unterstützung eine Aufgabe nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten er-
füllen könnte. Zur Hilfe bei einer Naturkatastrophe oder bei einem besonders schweren 
Unglücksfall kann ein Land Polizeikräfte anderer Länder, Kräfte und Einrichtungen 
anderer Verwaltungen sowie des Bundesgrenzschutzes und der Streitkräfte anfordern. 
(3) Gefährdet die Naturkatastrophe oder der Unglücksfall das Gebiet mehr als eines 
Landes, so kann die Bundesregierung, soweit es zur wirksamen Bekämpfung erforder-
lich ist, den Landesregierungen die Weisung erteilen, Polizeikräfte anderen Ländern zur 
Verfügung zu stellen, sowie Einheiten des Bundesgrenzschutzes und der Streitkräfte zur 
Unterstützung der Polizeikräfte einsetzen. Maßnahmen der Bundesregierung nach Satz 
1 sind jederzeit auf Verlangen des Bundesrates, im übrigen unverzüglich nach Beseiti-
gung der Gefahr aufzuheben. 



Allgemeine Rechtsfragen 

222

Autoren:

Dr. Dietrich Bäuerle 
Jg. 1939, Berater und Lehrbeauftragter für Suchtprävention, Vorsitzender des „Drogen-
verein Nordhessen e. V. – Gemeinnütziger Verein für Drogenhilfe“ in Kassel/Baunatal; 
Buch- und Zeitschriftenpublikationen zum Thema „Sucht und Drogen“, Mitarbeit am 
Material- und Medienverbund „Suchtvorbeugung in der Grundschule“ in NRW 

Georg Israel 
Dipl. Sowi. StD 
Pädagogisch-wissenschaftlicher Mitarbeiter beim Landesinstitut für Schule und Weiter-
bildung NRW 

Dirk Rasel 
Schulleiter der Gemeinschaftshauptschule Wuppertal Elberfeld 
Moderator und Trainer für Schulentwicklungsprozesse 


	Übersicht
	Kapitel 1: Konzeption der Suchtvorbeugung in der Schule
	Kapitel 2 Fachliche Grundlagen
	Kapitel 3 Rechtsaspekte
	Anhang
	1 Bekämpfung des Suchtmittelmissbrauchs als öffentliches Anliegen
	2 Rechtliche Verpflichtungen
	3 Vorbeugung
	3.1 Aufklärung und Öffentlichkeitsarbeit
	3.2 Beratung
	3.3 Schule
	3.4 Hochschule
	3.5 Polizei
	3.6 Landeszuwendungen

	4 Ambulante Behandlung
	5 Stationäre Behandlung
	5.1 Klinische Entgiftung
	5.2 Entwöhnungsbehandlung
	5.3 Finanzierung der Behandlungskosten

	6. Rehabilitation
	6.1 Maßnahmen
	6.2 Grundsätze für Rehabilitationseinrichtungen
	6.3 Finanzierung

	7. Schutzmaßnahmen
	7.1 Schule
	7.2. Jugendschutz
	7.3 Polizei und Justizbereich
	7.4 Überwachung des Betäubungsmittelmissbrauchs

	8 Forschung
	Auszug aus dem Gesetz über den Verkehr mit Betäubungsmitteln (Betäubungsmittelgesetz - BtMG)
	Autoren:

